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1 Einleitung  

Die Migration ist neben den stockenden Austrittsverhandlungen Großbritanniens 
und unterschiedlichen Vorstellungen zur Währungsunion das bedeutsamste 

Thema, das die Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU) derzeit bewegt (vgl. 
Sinn 2016). Insbesondere durch die Flüchtlingskrise ab 2015 entstand eine Dis-

kussion über die Chancen und Herausforderungen, die der massenhafte Ansturm 
ausländischer Personen erzeugt. Die Zahl der Asylanträge aus Drittstaaten stieg in 

den EU-Ländern 2015 und 2016 massiv an auf rund 1,3 Millionen Anträge pro 
Jahr. Obwohl sich das Ausmaß der Antragstellungen im Jahr 2018 wieder halbier-

te, blieben die Angste und Sorgen zum Thema Migration in der Gesellschaft und 
Politik präsent (vgl. Eurostat 2019a). 

Mit der umfangreichen Ankunft von Flüchtlingen erstarkten in einer Vielzahl der 
EU-Mitgliedstaaten rechtspopulistische Parteien. Unabhängig von der geografi-

schen Lage in Europa wird dies sichtbar: Von Geert Wilders‘ Partij voor de 
Vrijheid in den Niederlanden, über das Rassemblement National in Frankreich bis 

zur Alternative für Deutschland – in den Ländern etablierten sich rechte Parteien. 
In Italien gewann die Lega an Einfluss und in Osterreich die Freiheitliche Partei 

Osterreichs. Bis weit in östliche Richtung reicht der Trend mit der polnischen Par-
tei Recht und Gerechtigkeit und der Fidesz in Ungarn (vgl. Midem 2018). Im ers-

ten Moment scheint die Parallele zwischen den Themen Flüchtlingskrise und 
Rechtspopulismus offensichtlich, auf die sich die rechten Parteien auch häufig be-

rufen. In ihrer Kommunikation beharren sie vehement auf die Abschottung Euro-

pas vor fremden Einflüssen zur Wahrung des europäischen Kulturgutes. 

Eine Studie vom Mercator Forum Migration und Demokratie (Midem) (ebd.) 

ergab jedoch, dass der umfangreiche Flüchtlingsstrom nicht der Grund, sondern 
eher ein Auslöser des Rechtspopulismus war. Demnach habe die Flüchtlingskrise 

viele Missstände aufgedeckt, die bereits zuvor in den meisten EU-Ländern ver-
steckt unter der Oberfläche bestanden. Die Ausländerfeindlichkeit liege nicht so 

sehr an der konkreten Menge der Asylanten, sondern vielmehr an der generell 
durch Migration erzeugten Veränderung der Gesellschaft. Die Migration – egal ob 

erzwungen oder legal – führt zu einer zunehmenden Kollision unterschiedlicher 
Kulturen und Religionen. Mit zunehmender Pluralität geht der Verlust eines Zu-

gehörigkeits- und Identitätsgefühls in der Gesellschaft verloren. Besonders in der 
aktuellen Zeit, die geprägt ist von einer Offnung der Schere zwischen Arm und 

Reich, in der Verteilungsgerechtigkeit für gesellschaftlich abgehängte Bevölke-
rungsteile unmöglich scheint, schürte dieser Prozess große Angste. Nicht zuletzt 
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liefern auch die Medien dazu ihren Beitrag, indem deren Berichterstattung ver-
stärkt diese Tendenzen aufgreift (vgl. ebd.). 

Wie sehr die Flüchtlingsdiskussion nur als Vorwand eines tiefer verwurzelten 
Problems dient, lässt sich sehr gut in einigen osteuropäischen Staaten erkennen. 

Während Deutschland beispielsweise aktuell über ein Viertel aller Asylantragstel-
ler in der EU aufnimmt, erreichen nur rund 4.000 Personen Polen. Das entspricht 

in etwa einem halben Prozent des Gesamtaufkommens (vgl. Eurostat 2019a). Die-
ser verschwindend geringe Teil, der demjenigen der meisten osteuropäischen 

Staaten entspricht, rechtfertigt bei weitem nicht die entstandene fremdenfeindli-
che Dynamik. Der Rechtsruck der Gesellschaft kann stattdessen als Ausdruck ei-

ner anderen Angst, als derer vor dem massenhaften Zustrom von Flüchtlingen, 
interpretiert werden. Sie drückt die Vorbehalte gegenüber Veränderungen aus, 

die im Zusammenhang mit der Freizügigkeit innerhalb der EU entstehen (vgl. Mi-
dem 2018). Treffend formuliert dies der bulgarische Politologe Ivan Krastev in 

der Wochenzeitung Die	Zeit. Für ihn bedeutet Migration „[…] die Angst, dass zu 
viele der Unseren gehen.“ (Krastev 2019, S. 13). Die Ambivalenz des europäischen 

Grundgedankens zeigt sich in den osteuropäischen Mitgliedstaaten ganz deutlich. 
Einerseits ist man froh über die Möglichkeiten, die die Einbindung in die EU bie-

tet. Investitionen aus anderen Ländern bringen die Volkswirtschaft voran und auf 
einer individuellen Ebene profitiert jeder Einzelne von der Auswanderungsmög-

lichkeit in EU-Länder mit besseren Einkommensverhältnissen. Auf landesweiter 

Ebene erweist sich die Massenabwanderung andererseits als Bedrohung. Es 
herrscht die Angst einer vollkommenen „Entvölkerung“ (ebd.), wenn man die rie-

sigen Auswanderungsströme vor allem junger Arbeitskräfte beobachtet. Die Mau-
er, die zu DDR-Zeiten physisch die Migration in den Westen verhindert hat, be-

steht zwar seit nunmehr 30 Jahren nicht mehr, ein „geistiger Vorhang“ (ebd.), der 
Europa unterschwellig teilt, zieht sich aber weiterhin durch die EU. Vor allem 

beim Thema Migration spaltet er Europa (vgl. Krastev 2019).  

Die emotional aufgeladene, negative Debatte zum Thema Migration verhindert 

eine Betonung der ökonomischen Vorteile und der großen zukünftigen Bedeutung 
der Migration für die EU. Besonders die Arbeitsmobilität ist in diesem Kontext 

positiv hervorzuheben. Denn es darf nicht vergessen werden, dass große Heraus-
forderungen auf die EU zukommen. In einer digitalisierten und globalisierten 

Welt mit einer überalternden Bevölkerung, braucht es umfangreiche Maßnahmen, 
um Arbeitskräftemangel zu verhindern (vgl. Organisation für wirtschaftliche Zu-

sammenarbeit und Entwicklung (OECD) 2019a). Für die dafür notwendige Dis-


